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Kollisionsbeistandschaft für ein verstorbenes Kind wegen Strafverfolgung der Eltern?
Sachverhalt

Das Untersuchungsrichteramt des Kantons teilt uns mit, dass 2005 ein Kind kurz nach der Geburt ums Leben gekommen ist. Es besteht in diesem Zusammenhang ein Verdacht auf unterlassene Hilfeleistung der Kindsmutter sowie der Grosseltern. Die Beteiligten wollen angeblich nichts von einer Schwangerschaft gewusst haben, sodass beim Eintreffen des Notarztes offensichtlich nur noch der Tod des Kindes festgestellt werden konnte. Die Anwesenden haben sich dann bei ihren Aussagen offensichtlich in Widersprüche verstrickt, sodass nähere Untersuchungen eingeleitet worden sind. Nun werden wir durch das KUR angefragt, ob wir eine Möglichkeit sehen, seitens der VB für das verstorbene Kind quasi einen Beistand zu bestimmen, der die Interessen von ihm wahren soll.

Meiner Meinung nach wäre dies allerdings Aufgabe des Staates, d.h. der Staatsanwaltschaft und nicht jene eines Beistands.

Gerne würden wir von Ihnen erfahren, wie Sie die Angelegenheit beurteilen und ob Ihnen ein ähnlicher Fall bekannt ist.

Erwägungen

1. Ist eine Tat nur auf Antrag strafbar, so kann jede Person, die durch sie verletzt worden ist, die Bestrafung des Täters verlangen (Art. 30 StGB). Das Unterlassen der Nothilfe (Art. 128 StGB) ist aber so wenig ein Antragsdelikt wie die Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht (Art. 219 StGB), es handelt sich in beiden Fällen um ein von Amtes wegen zu verfolgendes strafbares Verhalten durch pflichtwidriges Untätigbleiben: Die Tatverdächtigen (Eltern, Grosseltern) haben möglicherweise trotz ihrer gesetzlichen Garantenpflicht (Art. 272 ZGB) und der elterlichen Fürsorgepflicht (Art. 301 ff. ZGB; Art. 219 StGB) die Verletzung eines strafrechtlich geschützten Rechtsgut (Schutz des Lebens und der körperlichen Unversehrtheit des Kindes) nicht verhindert, wodurch – wenn der Vorwurf erhärtet wird -  ein Unterlassungsdelikt begangen wurde (Art. 11 StGB). Die Strafverfolgung ist deshalb entsprechend Ihrer zutreffenden Auffassung allein Sache der Staates (Art. 339 StGB). 


2. Ist das Kind geschädigt, so kann es im Rahmen des Strafverfahrens gegen den/die Tatverdächtigen seine Ansprüche geltend machen und wird dabei gewöhnlich aufgrund von Art. 304 ZGB durch seine Eltern als Inhaber der elterlichen Sorge vertreten. Wenn das Kind urteilsunfähig ist, umfasst diese Vertretung auch die Prozessführung zum zivil- und strafrechtlichen Schutz der Persönlichkeit des Kindes unter Einschluss der Geltendmachung einer Genugtuung (C. Hegnauer, ZVW 1994 S. 153; A. Bucher, Berner Kommentar, N. 230 zu Art. 19 ZGB; Steiger-Sackmann, OHG-Kommentar, N 33 zu Art. 8 OHG).  


3. Wenn die Eltern des geschädigten Kindes als Täter in Betracht fallen, liegt eine Interessenkollision vor, welche es den Eltern von Gesetzes wegen verunmöglicht, gleichzeitig ihre eigene Verteidigung und den Schutz des Kindes sicherzustellen. Deshalb muss dem Kind gestützt auf Art. 306 Abs. 2 und Art. 392 Ziff. 2 ZGB ein Kollisionsbeistand bestellt werden (Urteil des Bundesgerichts 5A_341/2008 vom 23. Dezember 2008 E. ; 1P.848/2005 vom 18. Juli 2006, E. 1.3, in SJ 2006 I S. 5495C.84/2004 in ZVW 6/2004 ÜR 52-04 S. 265 f.; 6B_396/2008 vom 25. August 2008; Basler Kommentar ZGB I-Schwenzer, N 5 zu Art. 306; C. Hegnauer, Berner Kommentar, N 85 zu aArt. 279 ZGB; N 29a zu aArt. 274).


4. Ist das Kind verstorben, stellen sich zwei Fragen: Einerseits nach der Möglichkeit, post mortem Interessen zu vertreten, welche nicht als vererbliche vermögensrechtliche Ansprüche auf die Erben übergehen und von diesen zu vertreten sind, andererseits die Frage nach den konkreten Rechtsansprüchen, welche geltend zu machen wären. 
a. Bezüglich des Antragsrechts der Angehörigen von Verstorbenen hat das Bundesgericht anerkannt, dass auch Angehörige das Antragsrecht wahren können, wenn die verstorbene geschädigte Person nicht ausdrücklich darauf verzichtet hat (Fall Barschel, BGE 118 IV 322). Die Angehörigen können zudem nachträglich in den Prozess eintreten und dort namentlich strafprozessuale Opferrechte geltend machen (Stefan Trechsel et.al, Praxiskommentar zum Schweizerischen Strafrecht, N 4 zu Art. 30 S. 192 und dort zitierte Quellen).
b. Bezüglich einer postmortalen Klage auf Schutz der Persönlichkeit (Anfechtung einer Obduktionsverfügung) hat das Bundesgericht dagegen festgestellt, dass ein Toter nicht parteifähig sei. Niemand könne deshalb in dessen Namen (nach damaligem Recht) staatsrechtliche Beschwerde erheben (Bestätigung der Rechtsprechung in BGE 129 I 302; Andreas Bucher, Natürliche Personen und Persönlichkeitsschutz, 4. Auflage, N 215 S. 48).
c. Weil es sich hier in Anbetracht des Vorliegens eines Offizialdeliktes nicht um die Vertretung eines Strafantragsrechts handelt, stellt sich Frage der Vertretungsbedürftigkeit wohl nur unter dem Aspekt der Opferqualität, d.h. der strafprozessualen Geltendmachung von Opferrechten. Im Rahmen der Opferhilfe kann das Opfer gemäss Art. 2 OHG folgende Ansprüche geltend machen: 
i. Beratung und Soforthilfe; 
ii. längerfristige Hilfe der Beratungsstellen; 
iii. Kostenbeiträge für längerfristige Hilfe Dritter; 
iv. Entschädigung; 
v. Genugtuung; 
vi. Befreiung von Verfahrenskosten; 
vii. besonderen Schutz und besondere Rechte im Strafverfahren.

Mit dem Tod verlieren diese Ansprüche aber ihren Sinn und Zweck für das Opfer. Dessen Vertretung im Strafverfahren gegen die Eltern  hätte keinerlei Auswirkungen mehr auf das verstorbene Kind. Es stellt sich deshalb ernsthaft die Frage, worin das Kantonale Untersuchungsrichteramt einen Bedarf nach Vertretung des Kindes erblickt. Die Sorge, dass die Täter ihrer verdienten Strafe zugeführt werden, obliegt dem Staat, ein Mitwirken zu einer allfälligen ausnahmsweisen Verfahrenseinstellung im Sinne von Art. 44 OHG scheint gegenstandslos, weil es an einem in der Persönlichkeit des Opfers liegenden kindesschutzbezogenen Grund dafür von Vornherein fehlt. Damit steht allein der Strafverfolgungsanspruch des Staates zur Diskussion. Will die Behörde allenfalls das Verfahren einstellen, so muss sie dies auf strafprozessualer und materiell-strafrechtlicher Basis tun, ohne dass eine Vertretung des Opfers darauf Einfluss nehmen könnte und sollte.



5. Fazit: Wenn sich aus der Begründung des Gesuchs des KUR keine neuen Gesichtspunkte ergeben, erscheint mir eine Vertretungsbeistandschaft nicht möglich, weil einerseits mit dem Tod die Persönlichkeit, an welche die vormundschaftliche Massnahme zwingend geknüpft ist, erlischt (Art. 31 ZGB), andererseits keine Rechtsansprüche zu wahren sind, welche dem verstorbenen Kind zugute kommen könnten.
(Mit bestem Dank an Kollege Peter Moesch Payot, Bern/Luzern, für das Gegenlesen und die wertvollen Anregungen).

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 20. April 2009
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